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2 0 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 3. Oktober 1950 über

den Zollbeirat (Zollbeiratsverordnung).

Auf Grund des § 96 des Gesetzes vom
10. Juni 1920, StGBl. Nr. 250, über das Zoll-
recht und das Zollverfahren (Zollgesetz) in der
Fassung des Bundesgesetzes vom 31. März 1950,
BGBl. Nr. 104 (4. Novelle zum Zollüberleitungs-
gesetz), wird verordnet:

§ 1. Der Zollbeirat besteht aus:
a) dem Vorsitzenden und seinen Stellvertre-

tern und
b) 50 Mitgliedern, für die je ein Ersatzmann

bestellt wird.
§ 2. (1) Den Vorsitzenden und seine Stellver-

treter bestellt das Bundesministerium für Finan-
zen aus dem Kreise seiner Beamten.

(2) Zu Mitgliedern des Zollbeirates und zu ihren
Ersatzmännern bestellt das Bundesministerium
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau und
für Land- und Forstwirtschaft auf Grund eines
gemeinsamen Vorschlages der Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft und des Öster-
reichischen Arbeiterkammertages je 40 bran-
chen- und warenkundige Fachleute aus der ge-
werblichen Wirtschaft und auf Vorschlag der
Landwirtschaftskammer für Wien und Nieder-
österreich als geschäftsführende Stelle der Land-
wirtschaftskammern Österreichs je zehn bran-
chen- und warenkundige Fachleute aus der
Land- und Forstwirtschaft. Zu Mitgliedern und
Ersatzmännern dürfen nur unbescholtene öster-
reichische Staatsbürger bestellt werden.

(3) Das Bundesministerium für Finanzen be-
stellt im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesministerien ferner für die einzelnen Ge-
biete des Zolltarifs ständige Sachverständige
aus den Kreisen der gewerblichen Wirtschaft
sowie der Land- und Forstwirtschaft (ständige
Sachverständige). Auf die Bestellung finden die

Bestimmungen über die Bestellung der Mitglie-
der des Zollbeirates Anwendung.

§ 3. (1) Die Mitglieder des Zollbeirates, deren
Ersatzmänner und die ständigen Sachverständi-
gen werden jeweils für eine Amtsdauer von
drei Jahren berufen. Die Amtsdauer der erst-
mals auf Grund dieser Verordnung berufenen
Mitglieder, Ersatzmänner und ständigen Sach-
verständigen endet am 31. Dezember 1953. Die
vor Ablauf der Amtsdauer erledigten Stellen
werden für die Amtsdauer der übrigen Mitglie-
der des Zollbeirates in der Weise wieder besetzt,
als ob diese Stellen erstmalig besetzt würden.

. (2) Das Bundesministerium für Finanzen kann
im Einvernehmen mi t den beteiligten Bundes-
ministerien ein Mitglied, einen Ersatzmann oder
einen ständigen Sachverständigen vor Ablauf der
Amtsdauer abberufen, wenn die sachlichen und
persönlichen Voraussetzungen für die zweck-
entsprechende Ausübung der Funkt ion als Mit-
glied oder als ständiger Sachverständiger des
Zollbeirates nicht mehr gegeben sind.

§ 4. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
beruft den Zollbeirat nach Bedarf zu Sitzungen
ein. Der Zollbeirat bildet aus seiner Mitte
Fachabteilungen, die vom Bundesministerium für
Finanzen in der Regel in jedem zweiten Monat
oder fallweise auf Ant rag mindestens der Hälfte
der in ihnen vertretenen Mitglieder einberufen
werden.

(2) Die Sitzungen des Zollbeirates leitet der
Vorsitzende oder einer seiner Stellvertreter. Der
Vorsitzende und seine Stellvertreter besitzen
kein St immrecht . Die Sitzungen sind nicht
öffentlich.

(3) Die Bundesministerien für Finanzen, für
Handel u n d Wiederaufbau und für Land- und
Forstwirtschaft können zu den Sitzungen, des
Zollbeirates Ver t re ter entsenden, die jederzeit
das W o r t ergreifen können, jedoch ein Stimm-
recht nicht besitzen.
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(4) Das Bundesministerium für Finanzen kann
den Sitzungen des Zollbeirates die bestellten
ständigen Sachverständigen, ferner Organe der
Zollverwaltung u n d andere Fachleute beiziehen;
diesen steht ein St immrecht nicht zu.

(5) Der Zollbeirat verhandel t nach einer von
ihm selbst zu beschließenden Geschäftsordnung,
die der Genehmigung des Bundesministeriums
für Finanzen im Einvernehmen mi t den betei-
ligten Bundesministerien bedarf.

§ 5. (1) Der Zollbeirat erstattet seine Gu t -
achten auf Grund der mi t St immenmehrhei t der
anwesenden Mitglieder gefaßten Beschlüsse. Ein
Antrag, der diese St immenmehrhei t nicht er-
hält , gilt als abgelehnt. Abweichende Ansich-
ten sind auf Verlangen der Mitglieder oder der
Vertre ter der Bundesministerien in die Nieder-
schrift aufzunehmen.

(2) Den Gutachten sind die jeweils geltenden
Gesetze u n d Verordnungen zugrunde zu legen.

§ 6. (1) Die Mitglieder des Zollbeirates und die
ständigen Sachverständigen haben, soweit sie
nicht Bedienstete einer Gebietskörperschaft sind,
vor Beginn ihrer Tät igkei t im Zollbeirat in die
Hände des Vorsi tzenden oder eines seiner Stell-
vertreter zu geloben, die ihnen in dieser Eigen-
schaft erwachsenden Obliegenheiten gewissen-
haft zu erfüllen.

(2) Die Mitglieder des Zollbeirates u n d alle
Personen, die an den Sitzungen des Zollbeirates
teilnehmen, sind verpflichtet, über alle ihnen
bekannt gewordenen Amts- , Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse strengste Verschwiegenheit zu
bewahren.

(3) Die Tä t igke i t der Mitglieder und der
ständigen Sachverständigen ist ehrenamt l ich u n d
begründet keinen Anspruch auf Entschädigung
für Auslagen oder Zei tversäumnis .

§ 7. Die Bürogeschäfte des Zollbeirates be-
sorgt das Bundesminis ter ium für Finanzen. Die
Niederschrif ten über die Sitzungen des Zollbei-
rates sind v o m Vors i tzenden und einem Mitglied
zu beglaubigen.

Margarétha

2 0 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
23. Oktober 1950, womit einige Be-
stimmungen der Postordnung und der Post-
gebührenordnung ergänzt und abgeändert

werden.

Auf Grund der §§ 23 und 24 des Postgesetzes
(Ah. Patent vom 5. November 1837, PGS.
N r . 47 aus 1838) und soweit Postbeförderungs-
gebühren geändert werden, auf Grund des zu-
stimmenden Beschlusses des Hauptausschusses
des Nationalrates (Gesetz vom 13. April 1920,
StGBl. N r . 180) wird verordnet :

Artikel I.

Die Bestimmungen der Postordnung vom
17. November 1926, BGBl. N r . 329, in der mi t
der Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr vom 21 . November 1946, BGBl.
N r . 205, bewirkten und mi t den Verordnungen
des Bundesministeriums für Verkehr vom
19. Juli 1948, BGBl. N r . 153 u n d BGBl. N r . 172,
und vom 20. Mai 1949, BGBl. N r . 126, abge-
änderten Fassung, werden wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 lit. a hat zu lauten:
a) Beförderung von gewöhnlichen und ein-

geschriebenen Briefsendungen ohne Wer t -
angabe (Briefe, Postkarten, Drucksachen,
Geschäftsdrucksachen, Verteilungsdruck-
sachen, Blindendrucksachen, Geschäfts-
papiere, Warenproben, Mischsendungen
und Verteilungsmischsendungen); ferner
von Wertbriefen und von Paketen ohne
und mi t Wertangabe;

2. § 1 Abs. 2 hat zu lauten:
(2) den durch die Zei tungspostordnung ge-

regelten besonderen Dienst, der bei der Post
für den Verkehr mi t den Zeitungen (Zeitungs-
verkehr) eingerichtet ist;

3. § 7 Abs. 3 hat zu lauten:
(3) Als Feiertage gelten für die Postämter die

im Art ikel I § 1 des Gesetzes vom 7. August
1945, StGBl. N r . 116, über die Regelung der
Arbeitsruhe an Feiertagen (Feiertagsruhegesetz)
in der Fassung des Bundesgesetzes vom 14. Juli
1949, BGBl. N r . 173, angeführten Feiertage.

4. § 9 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten:
Telegraphisch angewiesene Beträge sowie Be-

träge zu Eilpostanweisungen und Beträge zu
Post- und Zahlungsanweisungen, die dem Post-
amte früher angekündigt worden sind, werden
vor den anderen ausgezahlt; telegraphische und
Eilpostanweisungen haben den Vorzug.

5. § 14 zweiter Satz ha t zu lauten:
Dieselbe Zeit hindurch haftet der Post auch

der Empfänger von nicht freigemachten ge-
wöhnlichen Geschäftsantwortbriefen u n d Ge-
schäftsantwortpostkarten (§ 47 Abs. 2 u n d § 49
Abs. 2) für die Postgebühren, mi t denen solche
Sendungen belastet sind, u n d zwar auch dann,
wenn er die Sendung nicht annimmt .

6. § 17 Abs. 2 erster Satz ha t zu lauten:

Die Post richtet auch Freistempelmaschinen
ein, deren Stempelabdrücke bei Barzahlung der
Postgebühren die Briefmarken ersetzen (Post-
freistempel).

7. § 19 Abs. 2 lit. c ha t zu lauten:

c) Treffen die Voraussetzungen unte r lit. a
Z. 1 bis 3 nicht zu, so steht die Entschei-
dung der Postdirekt ion zu, bei der der
Umtausch schriftlich zu beantragen ist.
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8. Im § 19 erhält der bisherige Abs. 5 die
Bezeichnung Abs. 7. Folgende Bestimmungen
werden als Abs. 5 und 6 neu eingefügt:

(5) Postvordrucke werden nicht umgetauscht.
Werden Postvordrucke mi t aufgeklebten gül-
tigen Briefmarken zum Umtausch eingereicht,
werden nur diese Briefmarken umgetauscht.

(6) Die Zurücknahme von Briefumschlägen,
Karten, Streifbändern usw., die mit Freistempel-
aufdrucken versehen sind und die aus irgend
einer Ursache nicht abgesendet wurden, wird
durch besondere Vorschriften geregelt.

9. § 22 Abs. 3 hat zu lauten:
(3) Es soll immer eine möglichst geringe Zahl

von Marken verwendet werden.

10. § 23 Abs. 3 Z. 3 hat zu lauten:
3. Der Ersttagstempel darf zu Gefälligkeits-

abstempelungen nur am ersten Tage der Gül-
tigkeit der betreffenden Wertzeichen verwendet
werden, wenn die eingereichten oder eingesen-
deten Papierblätter, Karten oder offenen leeren
Briefumschläge ausschließlich mi t Briefmarken
der erstmalig ausgegebenen Serie beklebt sind.
Die Verwendung des Ersttagstempels zur Ge-
fälligkeitsabstempelung von verschlossenen
Briefumschlägen, ferner von Papierblättern,
Karten und offenen leeren Briefumschlägen, die
mit Nachmarken beklebt sind, ist unzulässig.

11. § 23 Abs. 3 Z. 4 entfällt. Z. 5 erhält die
Bezeichnung 4.

12. § 33 Abs. 2 hat zu lauten:
(2) Tintenstift darf verwendet werden bei ge-

wöhnlichen und eingeschriebenen Briefsendun-
gen, bei Postauftragskarten und bei Paketen
ohne Wertangabe oder mit einer Wertangabe
bis 300 S, wenn der Inhalt nicht aus Gold- oder
Silbersachen oder Geschmeide besteht (Leicht-
verschlußpakete), bei anderen Paketen aber nur
dann, wenn die zu beschreibende Stelle vorher
angefeuchtet wird. Farbstift darf nur bei ge-
wöhnlichen Briefsendungen und Leichtverschluß-
paketen, Bleistift oder das Durchdruckverfah-
ren nur bei gewöhnlichen Briefsendungen, das
Durchdruckverfahren überdies bei Paketkarten
zu allen Paketen mit Ausnahme von Geld-
paketen und Paketen, die Gold- oder Silber-
sachen oder Geschmeide enthalten, verwendet
werden.

13. § 36 Abs. 4 hat zu lauten:
(4) Soweit nach den vorstehenden Bestimmun-

gen Angaben, Zeichnungen oder Abbildungen
vorgeschrieben oder zugelassen sind, können sie,
außer bei Wertbriefen, Schwerverschluß- und
Geldpaketen und außer bei Postanweisungen,
auch durch Zettel bewirkt werden, die mit der
ganzen Fläche aufgeklebt sind.

14. § 53 Abs. 2 lit. 1 hat zu lauten:
1. auf den zur Drucksachengebühr versende-

ten oder den einer Drucksache beigegebenen

Postanweisungen und Empfang-Erlagscheinen
des Postsparkassenamtes den einzuzahlenden Be-
trag, Rechnungsnummern, Buchstaben oder
Buchungsvermerke anzubringen. Ferner sind
Empfang-Erlagscheine, die mit einer auf dem
gleichen Blatte (auf anhängender Allonge) vor-
gedruckten Rechnung des Kontoinhabers und
einem Vordrucke für die als Anschrift des Emp-
fängers genügende Bezeichnung des Namens und
des Wohnsitzes des Einzahlers versehen sind
und bloß entsprechend gefaltet ohne Umschlag
versendet werden, zur Drucksachengebühr zu-
gelassen. Auch die Rückseite des als „Erlag-
schein" bezeichneten Abschnittes darf mit dieser
Rechnung oder mit einer Durchschrift (Ab-
schrift) der auf einem anderen Teile des Emp-
fang-Erlagscheines angebrachten Rechnung ver-
sehen sein.

15. § 54 Abs. 3 lit. a erster Satz hat zu
lauten:

a) Bei Drucksachen in Kartenform von der
unter Abs. 1 angegebenen Ausdehnung be-
darf es keiner Verpackung.

16. § 54 Abs. 3 lit. b Z. 1 erster Satz hat
zu lauten:

•1. Flachdrucksachen können unter Streif-
oder Kreuzband, in eckige Schachteln oder in
ähnliche Behältnisse, zwischen steife Blätter oder
in einen offenen Umschlag gelegt sein, wobei
eine leicht zu lösende oder abzustreifende Ver-
schnürung angebracht sein darf, oder sie kön-
nen bloß unter einer solchen Verschnürung
verwahrt sein.

17. § 58 Abs. 2 hat zu lauten:

(2) Darunter gehören insbesondere: offene
Briefe und Postkarten, die ihren ursprünglichen
Zweck erfüllt haben, sowie Abschriften solcher
Schriftstücke; Prozeßakten; von öffentlichen Be-
amten ausgefertigte Urkunden; Frachtbriefe
oder Ladescheine; Rechnungen; verschiedene
Geschäftspapiere der Versicherungsgesellschaf-
ten; nichtamtliche Abschriften und Auszüge von
Akten; geschriebene Notenblät ter und Noten-
hefte (Partituren); für sich allein aufgegebene
Handschriften von Werken oder Zeitschriften
(Manuskripte); unausgebesserte und ausgebes-
serte Schüleraufgaben mit Ausschluß jeder An-
gabe, die nicht unmittelbar die Ausführung der
Arbeit betrifft; Militärpässe, Lohn-, Dienst-
oder Arbeitsbücher.

18. § 80 Abs. 1 hat zu lauten:

(1) Pakete können freigemacht oder — soweit
nach den bestehenden Bestimmungen die Frei-
machung bei der Aufgabe nicht ausdrücklich
vorgeschrieben ist — nicht freigemacht aufge-
geben werden; den Zuschlag, mit dem Pakete
nach Abs. 3 bei der Abgabe belastet werden,
hat auch bei freigemacht aufgegebenen Paketen
der Empfänger zu bezahlen. Dieser Zuschlag be-
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lastet bei Nichtannahme der Pakete in jedem
Falle die Sendung.

19. § 80 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:
(2) Für Pakete wird die gewöhnliche Gewichts-

gebühr, für sperrige (§§ 79 und 101) die erhöhte
Gewichtsgebühr, im Falle der Wertangabe außer-
dem die Wertgebühr und bei Wertangaben
über die für Leichtverschlußpakete (§ 33
Abs. 2) festgesetzte Grenze auch die Abferti-
gungsgebühr eingehoben.

20. § 82 Abs. 1 hat zu lauten:
(1) Zu Postanweisungen dürfen nur die von

der Postverwaltung ausgegebenen Vordrucke
benützt werden.

21. § 88 zweiter Satz hat zu lauten:
Bei derlei Briefsendungen, Wertbriefen und

freigemachten Paketen hat der Absender auch
die Nachnahmegebühr zu zahlen. Bei nicht frei-
gemachten Paketen belasten die Nachnahme-
gebühren die Sendungen.

22. § 91 Abs. 1 lit. a erster Satz hat zu
lauten:

a) Der Postauftrag wird mit einem beson-
deren Auftragsblatte erteilt, das aus dem
Auftragscheine und der Auftragspost-
anweisung besteht.

23. § 100 erhält folgenden neuen Abs. 4:
(4) Dr ingende Pakete müssen vollständig frei-

gemacht aufgegeben werden.
24. § 104 Abs. 5 erster Satz ha t zu lauten:
(5) Der Absender eines Postauftragsbriefes

kann im Voraus durch einen V e r m e r k auf dem
Postauftragschein ver langen:

25. § 105 Abs. 3 lit. b und c ha t zu lauten:
b) Angaben im Postauftragscheine, die mi t

der U r k u n d e nicht übere ins t immen, nach
dieser richtiggestellt werden oder

c) die Angabe des Fälligkeitstages der For-
derung berichtigt werde, wobei jedoch der
neue Fälligkeitstag nicht auf länger als
sieben Tage nach dem im Auftragscheine
angegebenen hinausgeschoben werden darf,
endlich

26. § 107 Abs. 3 lit. a ha t zu lauten:
a) Ist die Sendung v o m Aufgabepostamt be-

reits abgegangen oder ist das Verlangen
bei einem anderen Pos tamt gestellt
worden , so wird es je nach Wunsch schrift-
lich oder telegraphisch gegen Ent r ich tung
der für jede dieser Ar t en festgesetzten
Verfügungsgebühr an das Abgabepostamt
übermittelt.

27. § 108 Abs. 2 lit. c hat zu lauten:
c) Wird die Nachnahme herabgesetzt oder ge-

strichen, so bleibt die bei benachnahmten
Einschreibsendungen, Wertbriefen und
freigemacht aufgegebenen Paketen ur-
sprünglich bezahlte Nachnahmegebühr der

Post verfallen, während bei nicht frei-
gemachten Paketen die Nachnahme-
gebühr in der dem ursprünglichen
Nachnahmebetrag entsprechenden Höhe
auf den Sendungen lasten bleibt. Bei
Erhöhung des Nachnahmebetrages ist der
Unterschiedsbetrag zwischen der ursprüng-
lichen und der neuen Nachnahmegebühr
immer vom Absender bei Stellung des
Verlangens zu entrichten.

28. § 127 Abs. 2 lit. b hat zu lauten:
b) die Ersatzzustellung erstreckt sich auf

die eingeschriebenen Briefsendungen und
die Pakete ohne Wertangabe,

ferner bis zum Werte oder Betrage von
einschließlich 300 S auf die Wertbriefe
und Pakete mit Wertangabe sowie die
Beträge zu Post- und Zahlungsanweisun-
gen,

auf solche Einschreibsendungen, Wert-
briefe und Pakete auch dann, wenn sie
mit einer Nachnahme bis zur Höhe des
Betrages der für die Ersatzzustellung
maßgebenden Wertangabe belastet sind,

oder soweit solche Sendungen nur an-
gekündigt werden, auf die Bezugscheine;

29. § 127 Abs. 2 lit. c Z. 1 hat zu lauten:
1. wenn die Wohnung oder das Geschäft

(Kanzlei) als Ablieferungsstelle angegeben ist,
an eine dort anwesende erwachsene Person, von
der der Zusteller weiß, daß sie zur Familie des
Empfängers gehört und mit ihm im gemein-
samen Haushalt lebt, oder daß sie ein Ange-
stellter, Bediensteter oder Hausgehilfe oder der
Dienstgeber des Empfängers ist; wird keine
dieser Personen angetroffen, so darf an den
Wohnungsgeber zugestellt werden. Wohnt der
Empfänger in Untermiete, so kann an einen
den obigen Voraussetzungen entsprechenden
Familienangehörigen oder an den Wohnungs-
geber oder dessen Ersatzempfänger zugestellt
werden;

30. § 127 Abs. 3 Z. 4 hat zu lauten:
4. Ausfolgung von Sendungen, die wegen

unrichtiger Zustellung zurückgegeben wurden
(§ 174).

31. § 129 Abs. 2 hat zu lauten:
(2) Ist im Auftragscheine ein bestimmter Tag

angegeben, an dem die Forderungsurkunde vor-
gezeigt werden soll, oder ist beim Mangel einer
solchen Angabe im Auftragscheine aus der
Urkunde selbst der Vorzeigetag (Fälligkeitstag)
ersichtlich, so wird an diesem Tage, wenn dies
aber ein Sonntag ist, am folgenden Tage zu-
gestellt, ohne daß jedoch die Post für die Ein-
haltung eines bestimmten Tages haftet.

32. § 160 Abs. 1 hat zu lauten:
(1) Vorgang bei gewöhnlichen Briefsendungen:

Sie werden dem ausgefolgt, der sich zum Emp-
fange meldet. Ein Nämlichkeitsnachweis ist nicht
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erforderlich; dem Postbediensteten bleibt es
jedoch unbenommen, falls ihm der Betreffende
nicht bekannt ist (§ 133 Abs. 2 lit. a) und be-
gründete Zweifel gegen seine Nämlichkeit oder
Nachfrageberechtigung bestehen, einen Nachweis
darüber zu verlangen.

33. § 173 hat zu lauten:
Die bei der Abgabe entrichteten Postgebühren

mit Ausnahme jener für die Zustellung des
Bezugscheines sowie die Auslagen werden vom
Postamte erstattet und die Sendungen mit diesen
Beträgen wie vor der Abgabe wieder belastet.

34. § 213 Abs. 1 lit. b Z. 2 hat zu lauten:
2. wenn bei Paketen kein Wert angegeben

ist, nicht mehr als für ein Paket bis 3 kg 60 S,
über 3 bis 5 kg 100 S, über 5 kg für jedes Kilo-
gramm der ganzen Sendung 20 S, wobei ein Teil
eines Kilogrammes für voll gerechnet wird;

Artikel II.

Die Bestimmungen der Postgebührenordnung
vom 31. Juli 1947, BGBl. Nr. 175, abgeändert
mit Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr vom 19. Juli 1948, BGBl. Nr. 153,
und mit Bundesgesetz vom 19. Mai 1949,
BGBl. Nr. 138, werden wie folgt geändert:

35. § 2 Z. 13 lit. d hat zu lauten:
d) die Abfertigungsgebühr bei Paketen mit

einer Wertangabe über die für Leicht-
verschlußpakete festgesetzte Grenze ein-
heitlich 100.

Artikel III.

Die Verordnung tritt mit dem Ersten des
auf die Verlautbarung folgenden Monates in
Kraft.

Waldbrunner

2 0 7 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Handel und Wiederaufbau vom
10. Oktober 1950, betreffend die Verlänge-
rung von Prioritätsfristen zugunsten der
Staatsangehörigen des Königreiches der

Niederlande.

Auf Grund des § 13 Abs. 4 des Patentschutz-
Überleitungsgesetzes 1950, BGBl. Nr. 128, und
des § 10 Abs. 4 des Markenschutz-Überleitungs-
gesetzes vom 9. Mai 1947, BGBl. Nr. 125, wird
festgestellt, daß die Prioritätsfristen des § 13
Abs. 1 des Patent-ÜG. 1950 und des § 10 Abs. 1
des Marken-ÜG. zugunsten der Staatsangehöri-
gen des Königreiches der Niederlande verlängert
sind.

Kolb

2 0 8 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 11. Oktober 1950, betreffend
Berichtigung von Druckfehlern im Bundes-

gesetzblatt.

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 7. Dezember 1920, BGBl. Nr. 33, über
das Bundesgesetzblatt in der derzeit geltenden
Fassung wird kundgemacht:

1. In der Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 10. Februar
1950, BGBl. Nr. 60, mit der die Fachgruppen-
ordnung neuerlich abgeändert wird (4. Fach-
gruppenordnungsnovelle — 4. FGO. Nov.), hat
es im Artikel II Z. 2 und 3 jeweils statt „Buch-
stabe H" richtig „Buchstabe I" zu lauten.

2. Die Anlage zur Verordnung des Bundes-
ministeriums für Justiz vom 1. September 1950,
BGBl. Nr. 183, zur Durchführung des Arbeits-
gerichtsgesetzes (ArbGerG-DV.) ist wie folgt zu
berichtigen:

a) In der Überschrift zur dritten Spalte ist
auf Seite 825 und 826 des Bundesgesetz-
blattes jeweils nach dem Worte „Ange-
stellte" ein Beistrich einzufügen.

b) Die Überschrift zur dritten Spalte auf
Seite 827 des Bundesgesetzblattes hat
richtig zu lauten: „Für Beschäftigte (§ 2
ArbGerG.) und die entsprechenden Un-
ternehmer".

Figl

2 0 9 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
30. Oktober 1950 über die Anrechnung
von Vordienstzeiten der Bundesbahnbeamten
für die Bemessung des Ruhegenusses (Ruhe-

genußvordienstzeiten-Kundmachung).

Auf Grund des zustimmenden Beschlusses
des Hauptausschusses des Nationalrates vom
13. Oktober 1950 (Gesetz vom 13. April 1920,
StGBl. Nr. 180) werden die Bestimmungen der
„Dienstvorschrift A 5" (§ 24 der Besoldungs-
ordnung für die Beamten der Österreichischen
Bundesbahnen, BGBl. Nr. 263/1947 und
Nr. 253/1949) über die Anrechnung von Vor-
dienstzeiten für die Bemessung des Ruhegenusses
abgeändert und kundgemacht:

Anrechnung von Vordienstzeiten.

§ 1. (1) Den Bundesbahnbeamten des Dienst-
standes werden auf Ansuchen Zeiträume, die
sie in einem Dienstverhältnis zum Bund oder zu
den Österreichischen Bundesbahnen oder zu
einem anderen Dienstgeber oder auch in frei-
beruflicher oder selbständiger Tätigkeit zurück-
gelegt haben und die nicht schon auf Grund
geltender Bestimmungen anrechenbar sind, als



978 Stück 57, Nr . 209.

Vordienstzeiten für die Bemessung des Ruhe-
genusses nach den Bestimmungen der §§ 2 bis 9
angerechnet.

(2) Vordienstzeiten können nach Maßgabe der
Bestimmungen des § 3 Abs. 6 und des § 9 auch
noch nach dem Tode eines im Dienststande
verstorbenen Bundesbahnbeamten angerechnet
werden, wenn das Ansuchen um Anrechnung
innerhalb offener Frist eingebracht wird.

(3) Zei t räume, für die ein Ruhegenuß bezogen
wird, k ö n n e n mi t Ausnahme der im § 2 Abs. 1
Z. 1 lit. e geregelten Fälle nicht angerechnet
werden.

(4) Eine mehrfache A n r e c h n u n g desselben
Zei t raumes findet, sowei t nicht besondere V o r -
schriften eine solche ausdrücklich zulassen, nicht
statt.

(5) Eine Nachzahlung von Bezügen bei A n -
rechnung v o n Vordienstzei ten auf G r u n d dieser
Kundmachung ist, abgesehen v o n den im § 9
bezeichneten Ausnahmen, unzulässig.

Anrechenbare Vordienstzei ten .

§ 2. (1) Für die Bemessung des Ruhegenusses
werden ohne Beitragsleistung angerechnet:

1. im vollen Ausmaß :

a) die in einem öffentlich-rechtlichen oder
privatrechtl ichen Dienstverhäl tnis z u m
Bund zugebrachten oder nach § 11 (allen-
falls im Zusammenha l te mi t § 12) des
Beamten-Überlei tungsgesetzes angerech-
neten Dienstzei ten u n d Zei t räume, wenn
sie nach den dieses Dienstverhäl tnis
regelnden Vorschrif ten für die Bemessung
eines fort laufenden Ruhegenusses (Ver-
sorgungsgenusses, Provis ion u n d der-
gleichen) in diesem Dienstverhäl tnis an-
zurechnen waren, soferne nicht Z. 2
A n w e n d u n g findet;

b) die vor der Anstel lung als Bundesbahnbeam-
ter in einem anderen Dienstverhäl tnis zu
den Österreichischen Bundesbahnen oder
ihren Betr iebsvorgängern zugebrachten
oder nach § 11 im Zusammenhal te mi t § 12
des Beamten-Überleitungsgesetzes ange-
rechneten Dienstzei ten u n d Zei t räume,
w e n n sie nach den dieses Dienstverhäl tnis
regelnden Vorschrif ten oder vertraglichen
Bes t immungen für die Bemessung eines
fort laufenden Ruhegenusses (Versorgungs-
genusses, Provis ion u n d dergleichen) in
diesem Dienstverhäl tn is anzurechnen
waren , soferne nicht lit. d oder Z. 2
lit. a A n w e n d u n g findet.

c) Zei t räume, die bei d e n Österreichischen
Bundesbahnen auf G r u n d des § 11 im Zu-
sammenhal t mi t § 12 des Beamten-Über -
leitungsgesetzes für die Bemessung des
Ruhegenusses oder der Abfer t igung ange-

rechnet wurden , soferne nicht lit. d oder
Z. 2 A n w e n d u n g findet;

d) die vor der Anstel lung als Bundesbahn-
beamter bei den Österreichischen Bundes-
bahnen oder ihren Betr iebsvorgängern zu-
rückgelegten Dienstzei ten, wenn für den
Fall der Anrechnung die aus der angerech-
neten Dienstzeit s tammende Anwartschaft
aus der Inval iden- oder Angestel l ten-
versicherung nach den Best immungen des
§ 6 des Bundesgesetzes v o m 8. Juli 1948,
BGBl. N r . 177, im Zusammenha l t m i t der
V e r o r d n u n g des Bundesminister iums für
soziale Verwal tung v o m 4. August 1949,
BGBl. N r . 214, als gewahr t gilt;

e) die Dienstzeit , für die der Bundesbahn-
beamte einen Ruhegenuß aus einem in
lit. a u n d b oder im Abs. 2 bezeichneten
Dienstverhäl tnis bezieht, soferne sie schon
gemäß § 2 Abs. 1 lit. f Satz 2 der K u n d -
machung des Bundesminister iums für Ver -
kehr v o m 19. Jul i 1948, BGBl. N r . 174,
gegen Abgabe der vorgeschriebenen Ver -
zichtserklärung für die Vor rückung in
höhere Bezüge angerechnet wurde .

2. Im Ausmaß eines Dri t te ls , w e n n für den
Fall der Anrechnung die aus der angerechneten
Dienstzeit s t ammende Anwartschaft aus der I n -
validen-, Angestel l ten- oder knappschaftlichen
Rentenvers icherung nach den Best immungen des
§ 6 des Bundesgesetzes v o m 8. Jul i 1948, BGBl.
N r . 177, im Zusammenha l t mi t der V e r o r d n u n g
des Bundesminister iums für soziale Verwa l tung
v o m 4. August 1949, BGBl. N r . 214, als ge-
wahrt gilt:

a) Dienstzeiten aus einem aufgelösten Dienst-
verhältnis zu den Österreichischen Bundes-
bahnen oder aus einem unter Z. 1
lit. a genannten öffentlich-rechtlichen oder
privatrechtlichen Dienstverhältnis, soferne
anläßlich der Auflösung des Dienstverhält-
nisses eine gesetzliche Verpflichtung zur
Nachversicherung bestand.

b) Dienstzeiten aus einem anderen Dienst-
verhältnis, soferne nicht Z. 1 lit. d An-
wendung findet.

(2) Die in einem öffentlich-rechtlichen oder
privatrechtlichen Dienstverhältnis zu einem
vom Bund verwalteten Fonds oder einer von
ihm verwalteten Stiftung oder Anstalt, zu
einem Bundesland, zu einem Bezirk oder zu
einer Gemeinde oder zu einer öffentlich-recht-
lichen Körperschaft tatsächlich zurückgelegten
Dienstzeiten werden, wenn im Zeitpunkt der
Entscheidung über das Anrechnungsansuchen
durch das Bundesministerium für Verkehr und
verstaatlichte Betriebe, Generaldirektion der
Österreichischen Bundesbahnen, festgestellt ist,
daß mit der betreffenden juristischen Person
Gegenseitigkeit besteht, so angerechnet, wie
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wenn diese Dienstzeiten in einem entsprechen-
den Dienstverhältnis zu den Österreichischen
Bundesbahnen zurückgelegt worden wären. Dies
gilt von dem Zei tpunkte an, zu dem nach der
Feststellung die Gegenseitigkeit als gegeben an-
zunehmen ist, frühestens jedoch vom Tage des
Inkraft tretens dieser Kundmachung.

§ 3 . (1) Für die Bemessung des Ruhegenusses
können gegen Entr ichtung der Nachzahlungs-
gebühr angerechnet werden:

1. im vollen Ausmaß:
a) sonstige im österreichischen Staats- oder

Bundesdienst oder in einem Dienstverhält-
nis zu den Österreichischen Bundesbahnen
oder ihren Betriebsvorgängern zurück-
gelegte Dienstzeiten;

b) Zeiträume, die von einem in § 2 Abs. 2
genannten Dienstgeber nach § 11 des
Beamten-Überleitungsgesetzes für die Be-
messung des Ruhegenusses oder im Zu-
sammenhalt mi t § 12 des Beamten-Über-
leitungsgesetzes für die Bemessung der
Abfertigung angerechnet wurden, nach
Maßgabe eines Gegenseitigkeitsüberein-
kommens;

c) Dienstzeiten, die vor der Aufnahme in
den Bundesbahndienst bei einer dem
öffentlichen Verkehr dienenden Eisen-
bahnunte rnehmung zurückgelegt wurden;

d) Zeiträume, soweit sie nach § 1 Abs. 4 der
Vordienstzei ten-Kundmachung des Bundes-
ministeriums für Verkehr vom 19. Juli
1948, BGBl. N R 174, für die Vorrückung
in höhere Bezüge angerechnet wurden;

2. bis zum Ausmaß eines Dri t tels :
Sonstige Dienstzeiten, ferner sonstige Zeit-

räume, die der Beamte vor seiner Anstellung
als Bundesbahnbeamter in freiberuflicher oder
selbständiger Tät igkei t zugebracht hat .

(2) Die Anrechnung von Dienstzeiten und
Zeiträumen nach Abs. 1 erfolgt grundsätzlich
gegen Entr ichtung eines besonderen Pensions-
beitrages (Nachzahlungsgebühr). Werden jedoch
Dienstzeiten angerechnet, für die eine Anwar t -
schaft aus der Invaliden-, Angestellten- oder
knappschaftlichen Rentenversicherung besteht,
gilt die nach § 6 Abs. 3 des Bundesgesetzes vom
8. Juli 1948, BGBl. N r . 177, an die den Ruhe-
(Versorgungs)genuß anweisende Stelle zu über-
weisende Rentenleistung als Nachzahlungs-
gebühr.

(3) Die gegen Entr ichtung einer Nachzahlungs-
gebühr anzurechnenden Dienstzeiten werden zu-
sammen auf ganze Monate abgerundet, so daß
weniger als 30 Tage in der Summe unberück-
sichtigt bleiben.

(4) Die zu entr ichtende Nachzahlungsgebühr
ist für jeden angerechneten M o n a t mi t dem im

§ 24 Abs. 2 lit. b der Besoldungsordnung für
die Beamten der Österreichischen Bundesbahnen,
BGBl. N r . 263/1947, festgesetzten Hunde r t s a t z
von den für die Ruhegenußbemessung anrechen-
baren Dienstbezügen einschließlich Teuerungs-
zuschlägen nach § 34 Abs. 4 der Besoldungs-
o r d n u n g zu bemessen, die dem im Zei tpunkte
der Einbr ingung des Anrechnungsansuchens
festgesetzten Anfangsdienste inkommen der -
jenigen Gehal tsgruppe entsprechen, in der der
Anrechnungswerber nach § 2 der Besoldungs-
o rdnung angestellt oder nach § 4 Abs. 1 des
Beamten-Überleitungsgesetzes in den Dienst-
s tand aufgenommen oder nach § 7 Abs. 1 des
Beamten-Überleitungsgesetzes in den Personal-
stand der Österreichischen Bundesbahnen über -
n o m m e n wurde .

(5) Die Nachzahlungsgebühr k a n n v o m A n -
rechnungswerber b innen Monatsfrist nach seiner
Vers tändigung über die Anrechnung auf einmal
entr ichtet werden, andernfalls sie in höchstens
48 Monats ra ten im Abzugswege von seinen Be-
zügen einzubehal ten ist; dabei werden Zinsen
nicht eingehoben.

(6) W i r d ein Bundesbahnbeamter un te r Zu-
e rkennung eines fort laufenden Ruhegenusses in
den Ruhes tand versetzt oder s t i rbt er, bevor
die Nachzahlungsgebühr voll entr ichtet ist, so
wird n u r jener Tei l der angerechneten Dienst-
zeit, für den die Beiträge im Ze i tpunkte der
Versetzung in den Ruhes tand oder des Todes
bereits geleistet worden sind, bei der Bemessung
des Ruhe(Versorgungs)genusses berücksichtigt.
Auf Ansuchen des Ruhes tandsbeamten oder der
versorgungsberechtigten Hinterb l iebenen wird
jedoch die angerechnete Dienstzeit zur Gänze
der Bemessung des Ruhe(Versorgungs)genusses
zugrunde gelegt, wenn der von der Nachzah-
lungsgebühr noch aushaftende Betrag auf ein-
mal oder in Monatsraten von den Ruhe(Versor-
gungs)bezügen im Abzugswege entrichtet wird.

Anrechnung von nicht in Vollbeschäftigung
zurückgelegten Vordienstzeiten.

§ 4. Nicht in Vollbeschäftigung zurückgelegte
Vordienstzeiten werden im Falle der Anrech-
nung nach den §§ 2 oder 3 bei einer Dienst-
leistung von mehr als drei Vierteln der Dienst-
leistung eines entsprechenden vollbeschäftigten
Bediensteten voll, bei einer Dienstleistung von
der Hälfte bis zu drei Vierteln der Dienst-
leistung eines entsprechenden vollbeschäftigten
Bediensteten zu zwei Dritteln, sonst zu einem
Drittel in Anschlag gebracht. Vordienstzeiten
von Lehrern werden, wenn die Lehrverpflich-
tung im Studienhalbjahr ununterbrochen wenig-
stens zehn Wochenstunden betrug, voll, wenn
sie im Studienhalbjahr ununterbrochen wenig-
stens sechs Wochenstunden betrug, zur Hälfte,
sonst zu einem Drittel in Anschlag gebracht.



980 Stück 57, Nr. 209.

Nicht anrechenbare Dienstzeiten.

§ 5. Von der Anrechnung nach §§ 2 und 3
sind Dienstzeiten aus einem Dienstverhältnis
ausgeschlossen, für das der Bundesbahnbeamte
aus öffentlichen (Bundesbahn)Mitteln eine Ab-
fertigung erhalten hat, soferne er die Abferti-
gung nicht zurückerstattet; der Bemessung des
rückzuerstattenden Betrages wird unter sinn-
gemäßer Anwendung der vom Bundesministe-
rium für Finanzen für Bundesbeamte erlassenen
näheren Bestimmungen an Stelle des Bezuges,
nach dem die Abfertigung bemessen wurde, der
Bezug zugrunde gelegt, der nach den im Zeit-
punkte der Rückzahlung geltenden Bestimmun-
gen der seinerzeitigen Stellung des Bediensteten
entspricht.

Wirkung der Anrechnung.

§ 6. (1) Die Vordienstzeiten werden für die
Begründung des Anspruches auf Ruhegenuß
und für das Ausmaß des Ruhe(Versorgungs)-
genusses angerechnet. Die Anrechnung wird
vom Tage der Genehmigung an wirksam. Eine
Anrechnung gemäß § 3 Abs. 6 Satz 2 ist jedoch
mit Wirksamkeit vom Tage der Ruhestands-
versetzung beziehungsweise des Todes des Bun-
desbahnbeamten durchzuführen.

(2) Die angerechneten Vordienstzeiten sind
der für den Ruhegenuß anrechenbaren Dienst-
zeit des Bundesbahnbeamten zeitlich vorzu-
reihen und der Pensionshundertsatz dement-
sprechend unter Berücksichtigung des Punktes 35
der DV. A 5 nach § 24 Abs. 4 der Besoldungs-
ordnung zu bemessen.

(3) Durch die Anrechnung von Vordienst-
zeiten darf das Höchstausmaß des Ruhegenusses
von 82 v. H . nicht überschritten werden.

Durchführung der Anrechnung.

§ 7. (1) Das Ansuchen um Anrechnung von
Vordienstzeiten kann nur innerhalb eines Jah-
res vom Tage der Anstellung (§ 2 der Besol-
dungsordnung) oder der Wiederaufnahme in
den Dienststand (§ 4 Abs. 1 des Beamten-Über-
leitungsgesetzes) oder der Übernahme in den
Pensonalstand der Österreichischen Bundes-
bahnen (§ 7 Abs. 1 des Beamten-Überleitungs-
gesetzes) schriftlich im Dienstwege eingebracht
werden, soferne nicht bereits auf Grund der bis-
her in Geltung gewesenen Vorschriften über
die Anrechnung entschieden wurde. Die Ver-
säumnis der Frist kann ausnahmsweise in be-
rücksichtigungswürdigen Fällen vom Bundes-
ministerium für Verkehr und verstaatlichte Be-
triebe, Generaldirektion der Österreichischen
Bundesbahnen, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen nachgesehen
werden.

(2) Die zum Nachweis der zur Anrechnung
beantragten Vordienstzeiten erforderlichen Ur-

kunden sind vom Antragsteller beizubringen.
Hiefür ist eine angemessene Frist zu setzen.

(3) Über die Anrechnung ist der Beamte
schriftlich zu bescheiden.

Übergangsbestimmungen.

§ 8. Die einjährige Frist des § 7 Abs. 1 läuft
frühestens vom Tage des Inkraft tretens dieser
Kundmachung.

§ 9. (1) Ist ein Bundesbahnbeamter, der dem
im § 7 Abs. 1 umschriebenen Personenkreis
angehört , in der Zeit von seiner Anstellung
oder seiner Wiederaufnahme in den Dienst-
stand nach § 4 Abs. 1 oder seiner Übernahme
in den Personalstand nach § 7 Abs. 1 des Beam-
ten-Überleitungsgesetzes bis zum Ablauf von
drei Monaten nach dem Inkraf t t re ten dieser
Kundmachung in den Ruhestand getreten oder
verstorben oder auf Grund des Abschnittes III
der Kundmachung des Bundesministeriums für
Verkehr vom 4. November 1949, betreffend
die Abfertigung von Bundesbahnbeamten, die
ohne Ruhegenuß aus dem Dienststand aus-
scheiden, BGBl. N r . 254, aus dem Dienstverhält-
nis ausgetreten, können Vordienstzeiten für die
Bemessung des Ruhe(Versorgungs)genusses nach
den Bestimmungen dieser Kundmachung ange-
rechnet werden, wenn er beziehungsweise seine
versorgungsberechtigten Angehörigen innerhalb
von sechs Monaten nach dem Inkraf t t re ten
dieser Kundmachung darum ansuchen.

(2) Ist ein Bediensteter der ehemaligen Öster-
reichischen Bundesbahnen, der sich am 13. März
1938 im Dienststande befunden hat , nach § 8
Abs. 2 im Zusammenhal t mi t § 12 des Beamten-
Überleitungsgesetzes in den Ruhestand versetzt
worden, so kann er innerhalb von sechs
Monaten nach Inkraf t t re ten dieser Kund-
machung beziehungsweise nach seiner später er-
folgten Versetzung in den Ruhestand u m An-
rechnung von Vordienstzeiten für die Bemes-
sung des Ruhegenusses nach den Bestimmungen
dieser Kundmachung ansuchen, soferne nicht
bereits auf Grund der bisher in Geltung ge-
wesenen Vorschriften über die Anrechnung
entschieden wurde. Ist ein solcher Bediensteter
vor seiner Behandlung nach den Bestimmungen
des Beamten-Überleitungsgesetzes verstorben, so
können die versorgungsberechtigten Angehör i -
gen innerhalb von sechs Monaten nach Inkraf t-
t re ten dieser Kundmachung oder nach dem
später erfolgten Tode u m Anrechnung von
Vordienstzeiten für die Bemessung des Ruhe -
(Versorgungs)genusses nach den Bestimmungen
dieser Kundmachung ansuchen.

(3) Vordienstzeitenanrechnungen nach den
Abs. 1 und 2 werden mit Wirksamkei t vom
Tage der Ruhestandsversetzung, des Dienst-
austrittes oder des Todes durchgeführt. Hiebei
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werden allenfalls flüssiggemachte ordentliche
oder außerordentliche Ruhe(Versorgungs)ge-
nüsse oder Abfertigungen auf die nach Anrech-
nung der Vordienstzeiten gebührenden Bezüge
angerechnet.

(4) Die Abs. 2 und 3 gelten auch für Personen,
die unter die Bundesbahn-Pensionsüberleitungs-
verordnung, BGBl. Nr. 267/1949, fallen.

Ausnahmsweise Anrechnung von anderen
Zeiträumen.

§ 10. In besonderen Fällen kann ausnahms-
weise auch die Anrechnung anderer Zeiträume,
die nicht schon nach den geltenden Vorschriften
oder nach den Bestimmungen der §§ 2 bis 9
dieser Kundmachung angerechnet werden kön-
nen, für die Bemessung des Ruhegenusses gegen
Entrichtung einer Nachzahlungsgebühr gemäß
§ 3 Abs. 2 bis 6 bewilligt werden. Für ange-
rechnete Zeiträume, während welcher der Bun-
desbahnbeamte zufolge einer im § 4 Abs. 1 des
Beamten-Überleitungsgesetzes umschriebenen
Maßnahmen dem Dienste fern war, ist keine
Nachzahlungsgebühr zu entrichten. Das Ausmaß
der angerechneten Zeiträume wird im Einzelfall
bestimmt. Eine solche Anrechnung bedarf der
Zustimmung des Bundesministeriums für
Finanzen.

Vordienstzeitanrechnung für Bahnärzte.

§ 11. Die Bestimmungen dieser Kundmachung
können mit Zustimmung der Generaldirektion
der Österreichischen Bundesbahnen auch auf
Bahnärzte und deren Hinterbliebene sinn-
gemäß angewendet werden, sofern sie unter die
Bestimmungen der Besoldungsordnung für die
Bahnärzte (ABl. der Gen.Dion der Öster-
reichischen Bundesbahnen 19. Stück aus 1948,
Dienstanweisung Nr. 121) fallen und überdies
an der Alters- und Hinterbliebenenversorgung
der Österreichischen Bundesbahnen bereits teil-
nehmen. Eine aus einem Dienstverhältnis her-

rührende Dienstzeit kann jedoch nur angerech-
net werden, wenn dieses Dienstverhältnis im
Zeitpunkt der Einbringung des Anrechnungs-
ansuchens bereits gelöst war.

Von der Anrechnung sind auch Dienstzeiten
ausgeschlossen, für die eine Anwartschaft auf
einen Ruhegenuß besteht.

Schlußbestimmungen.

§ 12. (1) Die Bestimmungen der Punkte 4
und 17 bis 28 der Dienstvorschrift A 5 und die
hiezu erlassenen Übergangs- und Durchfüh-
rungsbestimmungen treten vom Tage des Wirk-
samkeitsbeginnes dieser Kundmachung mit der
Maßgabe außer Kraft, daß sie weiterhin nur
noch für die Abwicklung solcher Fälle gelten,
in denen nach den bisherigen Bestimmungen
Vordienstzeiten angerechnet wurden.

(2) Im Hinblick auf die Neuregelung der Be-
handlung von Bundesbahnbeamten, die ohne
Ruhegenuß aus dem Dienststande ausscheiden
(Kundmachung des Bundesministeriums für
Verkehr vom 4. November 1949, BGBl. Nr. 254)
und auf das Bundesgesetz vom 8. Juli 1948
über die Regelung sozialversicherungsrechtlicher
Verhältnisse aus Anlaß der Aufnahme in ein
öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis oder beim
Ausscheiden aus einem solchen, BGBl. Nr. 177,
das nach der Verordnung des Bundesministe-
riums für soziale Verwaltung vom 4. August
1949, BGBl. Nr. 214, auch für ein Dienst-
verhältnis zu den Österreichischen Bundesbahnen
gilt, werden mit Wirksamkeitsbeginn dieser
Kundmachung die Bestimmungen des Punktes 46
der DV. A 5 außer Geltung gesetzt und die Be-
stimmungen der Punkte 47 und 48 der DV.
A 5 insoweit abgeändert, daß eine Rückzahlung
der von dem Bediensteten geleisteten Pensions-
beiträge und allfälligen Nachzahlungsgebühren
entfällt.

Waldbrunner
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